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Posi� onspapier
Sterbebegleitung

Einleitung
Folgendes Posi� onspapier ist in Zusammenarbeit mit der Bundesvertretung der Medizinstudierenden 
in Deutschland e.V. (bvmd e.V.) entstanden. Wir wünschen uns eine enge Koopera� on zwischen bei-
den Professionen. 

Hintergründe
Ausgangssituati on
Mitglieder des Deutschen Bundestages haben am 10.03.2022 einen Gesetzesentwurf zur geschä� s-
mäßigen Suizidhilfe vorgelegt. Am 18.05.2022 soll darüber deba�  ert werden. Die Distribu� on des 
Präparates zur Selbs� ötung ist im Gesetzesentwurf bisher nicht geregelt [1]. 

Defi niti onen 
1. Sterbebegleitung
Mit dem Begriff  der Sterbebegleitung sollen Maßnahmen zur Pfl ege und Betreuung von Todkranken 
und Sterbenden bezeichnet werden [2].

2. passive Sterbehilfe
Unter passiver Sterbehilfe versteht man den Verzicht auf lebensverlängernde Maßnahmen im Ein-
klang mit dem Pa� entenwillen, indem die Behandlung entweder erst gar nicht aufgenommen oder 
zumindest nicht fortgeführt, also abgebrochen, wird (...) sodass ein Übergang von einer kura� ven zu 
einer pallia� ven Behandlung sta�  indet [2].

3. (ak� ve) indirekte Sterbehilfe
Indirekte Sterbehilfe liegt vor, wenn eine ärztlich indizierte schmerzlindernde Medika� on entspre-
chend des erklärten oder mutmaßlichen Pa� entenwillens verabreicht wird, die als unbeabsich� gte, 
aber in Kauf genommene, unvermeidbare Nebenfolge den Todeseintri�  der Pa� en� n, des Pa� enten 
beschleunigen kann [2].

4. ärztlich assis� erter Suizid
Meint „die Schaff ung von Rahmenbedingungen, unter denen ein Mensch seinem Leben selbst ein 
Ende setzen kann.“ Der oder die Suizident*in beherrscht dabei den todbringenden Schri�  selbst und 
besitzt so die Tatherrscha�  [2].
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Forderungen
Der BPhD fordert
• eine nati onale, einheitliche gesetzliche Regelung für die Beihilfe zum Suizid, welche die Würde der 
Pati ent*innen wahrt und ein selbstbesti mmtes Sterben ermöglicht, sowie deren schnelle Umsetzung 
aufgrund der Dringlichkeit des Thema.
• die Entt abuisierung der Themati k durch vermehrte Aufk lärungsarbeit im Universitäts-, Klinik -und 
Apothekenalltag sowie in der Allgemeinbevölkerung.
• die obligatorische Vermitt lung von ethischen und moralischen Fragestellungen und Prinzipien in Hin-
blick auf akti ve Sterbehilfe und ärztlich assisti erten Suizid im Pharmaziestudium.
• die obligatorische Vermitt lung einer praxisorienti erten Beratungskompetenz in Bezug auf verschie-
dene Formen und Methoden der Sterbehilfe, wenn Apotheken die Distributi on eines Präparates zur 
Selbstt ötung übernähmen. Dazu sollen entsprechende Fortbildungsangebote von den Landesapothe-
kerkammern (LAK)bereitgestellt werden.
• Distributi on.

Die Distribu� on ist der Prozessschri�  beim ärztlich assis� erten Suizid, in dem die Apotheke maßgeb-
lich beteiligt ist.

Um ärztlich assis� erten Suizid zu gewährleisten, ist die Bereitstellung eines entsprechenden ver-
schreibungspfl ich� gen Medikaments notwendig. Die Zuständigkeit für die Abgabe eines solchen Prä-
parates ist in Deutschland nicht eindeu� g. Das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Wes� alen sieht 
das Bundesins� tut für Arzneimi� el und Medizinprodukte (BfArM) nicht in der Pfl icht, den Erwerb der 
entsprechenden Dosis Natrium Pentobarbital zu erlauben, da diese lediglich den therapeu� schen 
Einsatz voraussetzt. Damit wird der Staat aus der Verantwortung gezogen [3].

Die Apothekenbetriebsordnung erlaubt jedoch die Abgabe und nimmt damit den oder die Apothe-
kenleiter*in in die Entscheidungspfl icht.

Im Dezember 2021 hat Österreich ein neues Sterbeverfügungsgesetz verabschiedet. Nach Vorlage 
einer wirksamen Sterbeverfügung dürfen öff entliche Apotheken ein Präparat an die sterbewillige Per-
son abgeben. Apotheken sind zu dieser Leistung nicht verpfl ichtet. Die Österreichische Apotheker-
kammer ist verpfl ichtet, die abgebenden Apotheken in einer Liste festzuhalten [4].

Forderungen
Der BPhD fordert
• dass die Abgabe von Präparaten zur Selbstt ötung nach ärztlicher Verordnung verpfl ichtend nur an 
das entsprechende ärztliche Personal erfolgt.
• den Gesetzgeber auf, die Distributi on von Pharmaka zum ärztlich assisti erten Suizid eindeuti g zu 
regeln und gesetzlich zu verankern.
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www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemi� eilungen/07_220202/index.php, zuletzt geprü�  am 
26.05.2022.

[4] Bundesgesetz, mit dem ein Sterbeverfügungsgesetz erlassen und das Suchtmi� elgesetz sowie 
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Weitere Informa� onen fi nden Sie auf www.bphd.de.
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